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Einleitung 

Das Kollisionsrecht für Eingriffsnormen steht im Zentrum eines jahrzehn-
tealten Methodenstreites des Kollisionsrechts: Es stehen sich gegenüber 
das allseitige Kollisionsrecht Savigny'scher Prägung, das den Lebenssach-
verhalt zum Ausgangspunkt nimmt, und die politische Schule des IPR, 
welche die Rechtsanwendungsfrage vom Gesetz her stellt und damit einen 
statutistischen Ansatz verfolgt. Zwar hat der seit den sechziger Jahren vor 
allem von Joerges, Wiethölter und Rehbinder für das gesamte IPR propa-
gierte Methodenwechsel der „politischen Schule des IPR" keinen Eingang 
in die Neufassung des EGBGB von 1986 finden können1, so dass die Di-
chotomie zwischen dem vom Territorialitätsprinzip regierten Kollisions-
recht für öffentlich-rechtliche Normen und dem von allseitigen Verwei-
sungsnormen geprägten IPR für privatrechtliche Vorschriften fortbesteht2. 
Umso mehr konzentriert sich die - in der jüngeren Zeit auch unter den 
Stichworten „Wirtschaftskollisionsrecht"3 oder „Internationales Wirt-
schaftsrecht"4 geführte - Methodendiskussion auf jene Normen, die in der 
Grauzone zwischen öffentlichem und privatem Recht anzusiedeln sind und 
mit dem von Neuhaus geprägten Begriff der „Eingriffsnorm"5 bezeichnet 
werden. Ebensowenig wie in der Sache herrscht auch hinsichtlich der 
Terminologie Einigkeit: Einerseits wird die „international zwingende 
Norm" als Oberbegriff verstanden, welcher nicht nur die „Eingriffsnorm" 
im Sinne eines Verbotsgesetzes, sondern auch sozialpolitisch motivierte 

1 Vgl. auch die Begründung des Regierungsentwurfs BT-Drucks. 10/504, S. 25 f. 
2 Siehe grundlegend BGH vom 17.12.1959, BGHZ 31, 367 (370 f.). 
3 Z.B. Habermeier, Neue Wege zum Wirtschaftskollisionsrecht (1998); Schnyder, 

Wirtschaftskollisionsrecht (1990); Basedow, RabelsZ 52 (1988), 7 ff.; Siehr, Ra-
belsZ 52 (1988), 41 ff.; Drobnig, RabelsZ 52 (1988), 1 ff.; Schubert, RIW 1987, 
729 ff. 

4 Z.B. Meesen, AöR 110 (1985), 398 ff.; Zeppenfeld, Die allseitige Anknüpfung von 
Eingriffsnormen im Internationalen Wirtschaftsrecht (2001). 

5 Neuhaus, Die Grundbegriffe des Internationalen Privatrechts (1. Aufl. 1962), S. 58-
60. 
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Normen mit internationalem Geltungswillen umfasst6, andererseits werden 
„international zwingende Normen" und „Eingriffsnormen" synonym ver-
wandt7. In der Sache macht es keinen Unterschied, welchen Namen man 
dem Kinde gibt. Der von Neuhaus geprägte Begriff wird hier beibehalten8 

und als Synonym für international zwingende Normen verstanden. Es geht 
schlicht um Normen, die in Privatrechtsverhältnisse „eingreifen", sei es 
durch die Nichtigkeitssanktion oder die Modifikation des Vertragsinhaltes. 
Eine inhaltliche Festlegung - dies sei hier klargestellt - ist damit nicht 
verbunden. 

Im ersten Kapitel dieser Arbeit erfolgt zunächst eine Bestandsaufnahme 
der für das Eingriffsrecht vorgeschlagenen unterschiedlichen Anknüp-
fungsgrundsätze (§ 1), an die sich eine Untersuchung der Vorgaben des 
Römer Schuldvertragsübereinkommens von 1980 (EVÜ) anschließt (§ 2). 
Im folgenden Paragraphen werden die involvierten Staats- und Parteiinte-
ressen analysiert (§ 3). 

Das zweite Kapitel befasst sich mit den gemeinschaftsrechtlichen 
Implikationen für das Eingriffskollisionsrecht. Der europarechtliche Hin-
tergrund hat in der bisherigen wissenschaftlichen Diskussion bislang noch 
keine eingehende Berücksichtigung gefunden. Dies liegt vor allem daran, 
dass man sich um ein umfassendes Anknüpfungsmodell bemüht, welches 
dementsprechend für Eingriffsnormen aus EG-Mitgliedstaaten und solche 
aus anderen Ländern gleiche Geltung beansprucht. Es kann daher nicht 
überraschen, dass dem Richter zur Kontrolle der Legitimität der ausländi-
schen Eingriffsnorm ein weites Anwendungsermessen zugestanden wird. 
Die grundsätzliche, weltweite Offenheit gegenüber sämtlichen anwen-
dungswilligen Eingriffsnormen erfordert einen solchen Beurteilungsspiel-
raum als Korrekturmöglichkeit9. Allerdings werden damit den Teilneh-
mern am internationalen Wirtschaftsverkehr die Risiken erhöhter Rechts-

6 So etwa bei Roth, in: Schnyder u.a. (Hrsg.), Internationales Verbraucherschutzrecht 
(1995), S. 35 ff.; Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen 
Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages (1997). 

7 So etwa bei Schnyder, Wirtschaftskollisionsrecht (1990), der durchgehend von „Ein-
griffsrecht" spricht, aber zwischen „gewöhnlichen Eingriffen" (im Sinne internatio-
nal zwingender Normen) und „qualifizierten Eingriffen" unterscheidet, vgl. 
Rdnr. 63 ff., 68 ff. und passim; Anderegg, Ausländische Eingriffsnormen im interna-
tionalen Vertragsrecht (1989), S. 3 f. und passim. 

8 So auch MünchKomm-Sonnenberger, Einl. IPR Rdnr. 38; Anderegg, a.a.O. (Fn. 7), 
S. 4 m.w.N.; Kropholler, Internationales Privatrecht (2001), § 52 IX, X (S. 475 ff.); 
Zeppenfeld, Die allseitige Anknüpfung von Eingriffsnormen im Internationalen Wirt-
schaftsrecht (2001), S. 22 ff. und passim. 

9 Siehe § 3 I (S. 71 ff.). 
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Unsicherheit und des forum Shopping aufgebürdet. Angesichts der nach-
teiligen Folgen eines umfassenden, für alle Eingriffsnormen geltenden 
Anknüpfungsmodells für die grenzüberschreitende Betätigung im Europä-
ischen Binnenmarkt erscheint eine Änderung der Denkrichtung notwendig: 
Das weite Anwendungsermessen nimmt eine notwendige Kontrollfunktion 
gegenüber solchen Staaten wahr, die in ihrer Souveränität und damit in der 
Reichweite und den durch das Eingriffsrecht verfolgten Zielsetzungen 
nahezu unbeschränkt sind. Für die Mitgliedstaaten der EG stellt sich die 
Situation hingegen anders da, denn sie sind in ihrer Souveränität und Inte-
ressenwahrnehmung durch den EG-Vertrag eingeschränkt. Damit ist die 
Frage aufgeworfen, ob ein solcher Beurteilungsspielraum gegenüber Ein-
griffsnormen der Mitgliedstaaten erforderlich ist: Die Legitimität dieser 
Vorschriften wird bereits durch das Gemeinschaftsrecht sichergestellt; 
einer besonderen Überprüfung durch den Richter anhand der Maßstäbe des 
nationalen Rechts bedarf es nicht. 

Die wesentliche Kontrolle der Legitimität mitgliedstaatlichen Eingriffs-
rechts erfolgt durch die Grundfreiheiten. Im zweiten Kapitel werden daher 
zunächst die Schranken des EG-Vertrages für das nationale Eingriffskolli-
sionsrecht analysiert. Den kollisionsrechtlichen Untersuchungen sind eini-
ge Ausführungen zur Funktion und Reichweite der Grundfreiheiten im 
Binnenmarkt sowie zum Außenwirtschaftsrecht der EG vorangestellt 
(§§ 4, 5). Die nachfolgenden Überlegungen zur beschränkenden Wirkung 
von Eingriffsnormen und zu ihrer möglichen Rechtfertigung beleuchten 
die Bedeutung des Privatrechts für die Wahrnehmung der Grundfreiheiten 
(§§ 6-8). In diesem Rahmen wird zu erörtern sein, welche kollisionsrecht-
liche Relevanz den Grundfreiheiten als solchen und in ihrer Korrektur 
durch die Keck-Judikatur zukommt. 

Nachdem auf dieser Grundlage verdeutlicht worden ist, auf welche 
Weise die sachrechtliche und kollisionsrechtliche Reichweite von Ein-
griffsnormen kontrolliert und beschränkt wird, widmet sich das dritte Ka-
pitel der Frage einer möglichen Anwendungspflicht für Eingriffsnormen 
anderer Mitgliedstaaten. Im Anschluss an einige grundlegende Ausführun-
gen (§ 9), wird diese bisher nur vereinzelt angesprochene Fragestellung10 

10 Vgl. Roth, RabelsZ 55 (1991), 623 (662-664); ders. in: Reichert-Facilides (Hrsg.), 
Aspekte des internationalen Versicherungsvertragsrechts im Europäischen Wirt-
schaftsraum (1994), S. 1 (40 f.); Kreuzer, Ausländisches Wirtschaftsrecht vor deut-
schen Gerichten (1986), S. 100; Sonnenberger, ZVglRWiss 95 (1996), 3 (39 f.); 
MünchKomm-Sonnenberger, Einl. IPR Rdnr. 183; v. Wilmowsky, Europäisches Kre-
ditsicherungsrecht (1996), S. 66-76; Wördemann, International zwingende Normen 
im Internationalen Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages (1997), 
S. 356-366. 



4 Einleitung 

zunächst für den Bereich des sekundären Gemeinschaftsrechts untersucht 
(§ 10). Die Bejahung einer allgemeinen Anwendungspflicht für mitglied-
staatliche Eingriffsnormen bedarf darüber hinausgehend vertiefter dogma-
tischer Grundlegung: Das Subsidiaritätsprinzip, das Binnenmarktkonzept, 
die Grundfreiheiten und die Verpflichtung zur Gemeinschaftstreue aus 
Art. 10 EGV werden eingehend untersucht (§ 11). Dass diese Frage im Er-
gebnis positiv beantwortet wird, darf an dieser Stelle bereits vorwegge-
nommen werden. Die Umsetzung der Anwendungspflicht in das nationale 
Recht bildet den Abschluss der Untersuchung (§ 12). 



1. Kapitel 

Das Kollisionsrecht für 
Eingriffsnormen 

§ 1 Die Anknüpfungsmodelle des deutschen IPR 

I. Einführung 

Unser heutiges allseitig ausgestaltetes IPR, das sich auf Savignys Kollisi-
onsrechtsverständnis zurückführen lässt, wird von seinen Kritikern der 
„politischen Schule des IPR" gerne mit Attributen „wertneutral"1, 
„blind"2, „indifferent"3 und „arm an sozialen Werten"4 versehen. Es sei 
deshalb - so die verbreitete These — auf dem Hintergrund eines gewandel-
ten Privatrechts, das mehr und mehr wirtschafts- und sozialgestaltende 
Funktionen übernimmt5, eine ungeeignete Verweisungsmethode6. Ohne 
einen historischen Rückblick in die Kollisionsrechtstheorie des 19. Jahr-
hunderts ist das Bestreben der „politischen Schule des IPR" nach einer 
einheitlichen kollisionsrechtlichen Methode für öffentliches wie privates 

1 Rehbinder, JZ 1973, 151 (155); Juenger, Zum Wandel des Internationalen Privat-
rechts (1974), S. 8; ähnlich Zweigert, RabelsZ 37 (1973), 435 (443): „sozial 
neutral". 

2 Juenger, a.a.O. (Fn. 1), S. 13; Gutzwiller, in: Schweizerisches Jahrbuch für interna-
tionales Recht 25 (1968), S. 161 (169). 

3 Vgl. Joerges, Zum Funktionswandel des Kollisionsrechts (1971), S. 10. 
4 Zweigert, RabelsZ 37 (1973), 435 (443 ff.). 
5 Vgl. Rehbinder, JZ 1973, 151 (151, 153 ff.) m.w.N.; Wiethölter, BerGesVR 7 

(1967), 133 (135). 
6 Vgl. Rehbinder, JZ 1973, 151 (155); Gutzwiller, a.a.O. (Fn. 2), S. 161 (167 ff.); 

Juenger, a.a.O. (Fn. 1), S. 32 ff. 
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Recht7 freilich kaum begreifbar, basiert sie doch auf der Kritik an dem 
Privatrechtsverständnis des .Savzgrcy'schen Systems. Auch wenn sich die 
Forderung nach einem grundsätzlichen Methodenwechsel des Kollisions-
rechts nicht hat durchsetzen können, so wird diese Streitfrage im nunmehr 
kleineren Rahmen des Wirtschaftskollisionsrechts mit unverminderter In-
tensität weitergeführt. Den nachfolgenden Untersuchungen zu den unter-
schiedlichen Anknüpfungsmodellen für das Eingriffsrecht ist deshalb eine 
kurze Analyse des Savigny'sehen kollisionsrechtlichen Systems vorange-
stellt, soweit es für das Verständnis der hier behandelten Problematik von 
Belang ist. 

1. Das kollisionsrechtliche System Savignys 

Die weitreichenden Konsequenzen, welche die Vertreter der „politischen 
Schule des IPR" aus Savignys Kollisionsrechtstheorie ableiten, lassen sich 
auf einen entscheidenden Punkt zurückfuhren: das ihr zugrundeliegende 
Privatrechtsverständnis. Savigny - so die Analyse von Joerges, Rehbinder 
und Vogel - sah Privatrecht nicht als Gesamtheit von Normen einer öffent-
lichen, mit ihrem Recht identifizierten politischen Macht, sondern situierte 
die Rechtsverhältnisse des Privatrechts in die vorstaatliche Sphäre8. Pri-
vatrecht werde als Recht der autonomen bürgerlichen Gesellschaft begrif-
fen, die Entstaatlichung des Privatrechts als ein allgemeines, internationa-
les Phänomen gesehen9. Vor diesem Hintergrund entfielen in der An-
schauung Savignys die Bedenken gegen die „freundliche Zulassung" frem-
den Rechts und dementsprechend stelle die Allseitigkeit seines kollisions-
rechtlichen Systems nur die logische Konsequenz dieses Privatrechtsver-
ständnisses dar, das in- und ausländisches Privatrecht als prinzipiell 
gleichwertig betrachtet10. Nur auf dieser Grundlage könne das Postulat der 
Verwirklichung internationaler Entscheidungsharmonie begriffen wer-
den11. Mit dem Funktionswandel des Privatrechts sei jedoch die Aus-
tauschbarkeit der Privatrechtsordnungen und damit die Existenzgrundlage 

7 Joerges, a.a.O. (Fn. 3), S. 156; Wiethölter, BerGesVR 7 (1967), 133 (162) für das 
Wirtschaftsrecht. Einschränkend aber Rehbinder, JZ 1973, 151 (156). 

8 Vgl. Vogel, Der räumliche Anwendungsbereich der Verwaltungsrechtsnorm (1965), 
S. 217 f.; Joerges, a.a.O. (Fn. 3), S. 8-20; Rehbinder, JZ 1973, 151 (153); vgl. 
jüngst auch Seif, RabelsZ 65 (2001), 492 (500 f.). 

9 Joerges, a.a.O. (Fn. 3), S. 11. 
10 Vgl. Vogel, a.a.O. (Fn. 8), S. 206, 217; Joerges, a.a.O. (Fn. 3), S. 11 f. 
11 Joerges, a.a.O. (Fn. 3), S. 12. 
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des allseitigen IPR entfallen. Das klassische IPR Savigny'scher Prägung 
sei nicht in der Lage, den staatlichen Zwecksetzungen von Zivilrechtsnor-
men Rechnung zu tragen12. 

a) „Reines Rechtsgebiet" - „Anomalisches Recht" 

Indessen übersieht die „politische Schule des IPR" nur allzu gern jene 
Äußerungen Savignys, die nicht in das von ihr propagierte Bild des veral-
teten und nunmehr obsoleten, vorstaatlichen13 Privatrechtsverständnisses 
passen14. Sehr wohl unterscheidet Savigny nämlich innerhalb des Privat-
rechts zwei Bereiche, deren Unterschiedlichkeit auch in der kollisions-
rechtlichen Behandlung fortwirkt15: Von dem „reinen Rechtsgebiet"16, das 
in erster Linie das Vermögensrecht umfasst17, trennt er das „anomalische 
Recht"18. Während ersteres die formale Abgrenzung von Freiheitssphären 
zur Schaffung von Rechtssicherheit und Rechtsklarheit vornimmt19, zeich-
net sich das anomalische Recht durch seine „gemischte" Natur aus, indem 
es auch andere Prinzipien in sich aufnimmt und u.a. der Beachtung sittli-

12 Joerges, a.a.O. (Fn. 3), S. 151-169. 
13 Vgl. die Deutung bei Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht (1985), 

S. 134 ff.: Savignys Privatrechtsverständnis lässt sich nicht auf die Vorstellung eines 
vorstaatlichen Privatrecht zurückfuhren. Seine „Volksgeist-Lehre" sollte nicht die 
Staatlichkeit des objektiven Rechts in Frage stellen, sondern seine Geschichtlichkeit 
und seine Herkunft darlegen: Während das „anomalische Recht" vom Gesetzgeber 
herrühre, werde das „reine Recht" durch die Wissenschaft gebildet, welche das Volk 
in seiner Gesamtheit vertritt. Savigny entwirft somit eine Rollenverteilung zwischen 
Gesetzgebung und Wissenschaft, welche beide als Organe an der Schaffung des 
Volksrechts beteiligt sind, dessen Staatlichkeit selbst nicht in Frage gestellt wird. 
Savigny verwahrt sich ausdrücklich gegen die Idee eines vorstaatlichen Privatrechts, 
denn einen „Naturzustand" in der Zeit vor der Erfindung des Staates gibt es für ihn 
nicht. 

14 Vgl. die Kritik bei Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht (1985), 
S. 134 ff.; zustimmend Großfeld/Junker, Das CoCom im Internationalen Wirtschafts-
recht (1991), S. 108 f., Fn. 6; Schurig, Kollisionsnorm und Sachrecht (1981), 
S. 271 ff.; E. Lorenz, Zur Struktur des internationalen Privatrechts (1977), S. 48 f. 

15 Ausführlich Roth, a.a.O. (Fn. 14), S. 126-145; a.A. offenbar Seif, RabelsZ 65 
(2001), 492 ff. 

16 Savigny, System des heutigen Römischen Rechts, Bd. I (1840), S. 61, 56: „Rechts-
gebiet für sich". 

17 Savigny, a.a.O (Fn. 16), Bd. I (1840), S. 331 ff. 
18 Savigny, a.a.O (Fn. 16), Bd. I (1840), S. 61 und Bd. II (1840), S. 90 ff. 
19 Savigny, a.a.O (Fn. 16), Bd. I (1840), S. 331 f. 
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eher Zwecke und des Staatsinteresses dient20. Für diese Normen, die Sa-
vigny als „Gesetze von streng positiver, zwingender Natur"21 und insoweit 
von „anomalischer Natur"22 bezeichnete, kommt eine Anknüpfung an den 
„Sitz" des Rechtsverhältnisses und damit eine allseitige Verweisungstech-
nik grundsätzlich nicht in Betracht. Denn jene zwingenden Bestimmungen, 
welche auf sittlichen oder auf Gründen des öffentlichen Wohls (publica 
utilitas) politischen, polizeilichen oder volkswirtschaftlichen Charakters 
beruhen23, seien „eben wegen dieser Natur zu jener freien Behandlung, 
unabhängig von den Gränzen verschiedener Staaten, nicht geeignet"24: 
Ausländisches anomalisches Recht wird nicht angewandt25; der internatio-
nale Anwendungsbereich anomalischer Vorschriften des Forums ist dage-
gen anhand der Absicht des Gesetzgebers und der Regelungszwecke des 
Gesetzes zu bestimmen26. Savigny entwickelt damit ein zweigliedriges 
kollisionsrechtliches System: allseitige Kollisionsnormen für das „reine 
Privatrecht", einseitige Kollisionsnormen für „streng positive, zwingende 
Normen". 

Savigny hat damit die Ordnungsfunktionen des „anomalischen Rechts" 
auch auf der Ebene des IPR erkannt. Indessen verschließt sich sein Kolli-
sionsrechtssystem nicht ausnahmslos der Anwendung ausländischer „ano-
malischer" Vorschriften; es lässt vielmehr eine allseitige Verweisung zu, 
wenn damit Sachnormzwecke erreicht werden27: Savigny ordnet bei-
spielsweise „Gesetze über die Einschränkung der Handlungsfähigkeit 
wegen des Alters, des Geschlechts u.s.w." den „absoluten Gesetzen" zu. 
Da sie aber nur den Zweck hätten, die Handhabung des Rechts durch feste 
Regeln zu sichern, seien auch sie einer allseitigen Verweisungsnorm zu 
unterstellen28. Die Anknüpfung der Handlungsfähigkeit soll nach dem 
Wohnsitz erfolgen29, der im Gegensatz zur lex loci contractus dem 
Schutzzweck des Sachrechts eher gerecht wird: „So würde es inconse-

20 Savigny, a.a.O (Fn. 16), Bd. I (1840), S. 55 f.; siehe auch Roth, Internationales Ver-
sicherungsvertragsrecht (1985), S. 126-129. 

21 Savigny, System des heutigen Römischen Rechts, Bd. VIII (1849), S. 33 und passim. 
22 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 38. 
23 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 36. 
24 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 33. 
25 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 32. 
26 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 34 f.; vgl. Roth, Internationales Versi-

cherungsvertragsrecht (1985), S. 130 f. 
27 Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht (1985), S. 140-145. 
28 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 35. 
29 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 134 ff. 
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quent sein, wenn das heimathliche Gesetz den Vertrag an sich verhindern, 
aber mit Hülfe einer kleinen Reise zulassen wollte"30. 

b) Allseitiges IPR zur Gewährleistung von Rechtssicherheit und Rechts-
klarheit 

Entgegen der von der „politischen Schule des IPR" vorgenommenen Deu-
tung Savignys lässt sich weder das einseitige Kollisionsrecht auf die Be-
deutung eines negativen ordre public31 oder die Vorwegnahme des späte-
ren internationalen öffentlichen Rechts32 reduzieren und auf diese Weise 
vom Bereich des Internationalen Privatrechts abtrennen33, noch - und dies 
ist in unserem Zusammenhang von besonderer Bedeutung - kann man das 
allseitige Kollisionsrecht mit dem erwünschten Etikett der Sachnormneu-
tralität versehen. Wie Roth dargelegt hat, erweist sich die allseitige, vom 
Ideal des internationalen Entscheidungseinklanges getragene Verwei-
sungstechnik vielmehr als Fortschreibung der Sachnormzwecke für die 
Lösung international verknüpfter Fälle34: Rechtsklarheit und Rechts-
sicherheit, die das materielle Recht in rein nationalen Sachverhalten 
bereits gewährleistet, sollen bei international verknüpften Konstellationen 
im Wege der internationalen Entscheidungsharmonie erreicht werden. Die 
allseitige Anknüpfung entspricht dem Bedürfnis nach einer Erleichterung 
und Förderung des internationalen Rechtsverkehrs35. Das Postulat des 
internationalen Entscheidungseinklanges36 überträgt damit das formale 
Ordnungsziel des „reinen Rechtsgebietes" - d.h. die Absicherung von 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit - auf das Internationale Privatrecht37. 
Das allseitige IPR Savignys erweist sich damit keineswegs als „neutral" 
gegenüber den Sachnormzwecken; diese werden vielmehr auch auf der 
Ebene des IPR berücksichtigt. 

30 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 139. 
3 1 So aber Vogel, Der räumlich Anwendungsbereich der Verwaltungsrechtsnorm 

(1965), S. 215 Fn. 4; dagegen Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht 
(1985), S. 132 in Fn. 73 m.w.N. 

3 2 So aber Joerges, a.a.O. (Fn. 3), S. 15 f. 
3 3 Kritisch und für eine Integration der streng positiven Gesetze in das IPR auch Schu-

rig, Kollisionsnorm und Sachrecht (1981), S. 274. 
34 Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht (1985), S. 129 ff. 
35 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 26 f.; siehe auch Roth, Internationales 

Versicherungsvertragsrecht (1985), S. 140. 
36 Savigny, a.a.O. (Fn. 21), Bd. VIII (1849), S. 27. 
37 Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht (1985), S. 129 f. 
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2. Normative Vorgaben 

Die gesetzlich positivierten Vorgaben für das Eingriffskollisionsrecht sind 
dürftig: Im deutschen IPR befasst sich - abgesehen von vereinzelten spe-
zialgesetzlichen Regelungen wie etwa § 130 Abs. 2 GWB, § 7 AEntG oder 
§61 BörsG - allein Art. 34 EGBGB mit der kollisionsrechtlichen Behand-
lung von international zwingenden Normen. Doch diese Regelung betrifft 
lediglich die Anwendung von Eingriffsnormen der lex fori, während die 
kollisionsrechtliche Behandlung von Eingriffsnormen, welche der lex cau-
sae oder drittstaatlichem Recht entstammen, keine gesetzliche Regelung 
gefunden hat38. Bei näherer Betrachtung erweist sich indes auch Art. 34 
EGBGB nur als wenig hilfreich: Die von Art. 34 EGBGB angeordnete 
Rechtsfolge ist nämlich nicht auf die Berufung einer bestimmten Norm ge-
richtet. Es wird vielmehr die Anwendung forumeigenen Eingriffsrechts 
„zugelassen". Art. 34 EGBGB stellt somit selbst keine Kollisionsnorm 
dar, sondern hat vielmehr die Funktion einer Öffnungsklausel, die sich auf 
die selbstverständliche und „banale"39 Feststellung beschränkt, dass Ein-
griffsnormen des Forums sich gegen die lex causae durchsetzen40. Man 
darf Art. 34 EGBGB, der nach der Vorstellung des Gesetzgebers eine 
„Übernahme" von Art. 7 Abs. 2 EVÜ darstellt41, daher als eine überflüssi-
ge Norm ansehen42, deren Rechtfertigung bestenfalls in der Erinnerung 
und Warnung des Rechtsanwenders liegen mag. Art. 7 Abs. 2 EVÜ will 
den Vertragsstaaten die Möglichkeit eröffnen, bestimmten nationalen Be-
stimmungen einen abweichenden kollisionsrechtlichen Anwendungsbe-
reich zu geben, ohne dabei gegen ihre völkervertragliche Pflicht zur Ein-
haltung des EVÜ zu verstoßen. Art. 7 Abs. 2 EVÜ mag somit eine völker-
vertraglich notwendige Bestimmung sein; einen eigenen kollisionsrechtli-
chen Anwendungsbefehl enthält diese Norm nicht, so dass eine Umset-
zung in das nationale Recht gar nicht notwendig war43. 

Die eingangs erläuterten unterschiedlichen Deutungen des Savig-
«y'schen Kollisionsrechtssystems wirken bis in die heutige Diskussion 

3 8 Die Regelung des Art. 34 Abs. 1 EBGB-E, welcher die Möglichkeit der Berufung 
drittstaatlichen Eingriffsrechts vorsah, wurde im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 
auf Antrag des Bundesrates hin gestrichen, BT-Drucks. 10/504, S. 100. 

3 9 Vgl. MünchKomm-Sonnenberger, Einl. IPR Rdnr. 56. 
40 Roth in: Schnyder u.a. (Hrsg.), Internationales Verbraucherschutzrecht (1995), S. 35 

(46); Münc\i¥iomm-Sonnenberger, Einl. IPR Rdnr. 56 m.w.N. 
4 1 Vgl. die Begründung des Regierungsentwurfs in BT-Drucks. 10/504, S. 83 und 76. 
42 Mann, NJW 1988, 3074 (3075). 
43 Masch, Rechtswahlfreiheit und Verbraucherschutz (1993), S. 160. 
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